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Einführung 

Bei der internationalen Tätigkeit eines Steuerpflichtigen kommt es zur 
Konfrontation mit einer Vielzahl von Normen aus unterschiedlichen natio-
nalen und bilateralen Rechtsquellen, deren Zusammenspiel häufig zu 
Schwierigkeiten bei der Rechtsanwendung führt.  Durch Änderungen des 
nationalen Rechts werden weitere Regelungen geschaffen,  die häufig, 
zumindest auf den ersten Blick, nicht in die Systematik des bisherigen 
Rechtszustands passen. Mit der Einführung des § 2a Abs. 1, 2 EStG durch 
das Haushaltsbegleitgesetz 1983 entstanden umfangreiche Diskussionen 
über die Wirkung der Vorschrift  im deutschen Steuersystem und über ihre 
Verfassungsmäßigkeit.  Vereinzelt finden sich auch Stellungnahmen, die die 
Vereinbarkeit der Vorschrift  mit den Grundfreiheiten  des EG-Vertrages 
bezweifeln. 

Im ersten Teil der Arbeit werden - nach einer kurzen Einführung zur Ent-
stehung der für die Besteuerung von Einkünften mit Auslandsbezug relevan-
ten Vorschriften  - die Methodik und Systematik der Verrechnung von im 
Ausland erwirtschafteten  Verlusten (im folgenden: Auslandsverluste) mit 
Inlandseinkünften unter besonderer Berücksichtigung der Einkünfte aus aus-
ländischen gewerblichen Betriebsstätten untersucht. Zu diesem Zweck wird 
zunächst in allgemeiner Form die Behandlung ausländischer Einkünfte durch 
uni- und bilaterale Regelungen aufgezeigt. Zentrale Frage ist die Wirkung 
der einschlägigen Vorschriften  in ihrem Zusammenspiel. 

In der Vergangenheit hat speziell die Frage der Reichweite der Frei-
stellung nach DBA-Vorschriften  zu umfangreichen Diskussionen ge-
führt.  Beispielhaft sind die Diskussionen zu den sog. Schachteldividenden 
und die Behandlung von Verlusten aus gescheiterten Betriebsstättengrün-
dungen. 

Anschließend wird die Wirkung des § 2a EStG auf das sich daraus erge-
bende System erläutert. 

Der zweite Teil der Arbeit beschäftigt sich mit der an der Verfassungs-
mäßigkeit des Systems der Verlustberücksichtigung geäußerten Kritik. Da 
nunmehr das BVerfG anhängige Verfassungsbeschwerden  zu § 2a Abs. 1, 2 
EStG nicht zur Entscheidung angenommen hat, sollen die verschiedenen 
Meinungstendenzen zusammenfassend dargestellt werden. 

Die Frage des Verhältnisses des nationalen Steuerrechts zum Europarecht 
ist dem dritten Teil vorbehalten. Neben dem allgemeinen Problem der Wir-
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kung des Europarechts auf das nationale Steuerrecht, wird die Frage der 
Vereinbarkeit nationaler Vorschriften  zur Berücksichtigung von Verlusten 
aus ausländischen Betriebsstätten mit den Grundsätzen des europäischen 
Binnenmarktes untersucht. 



L Teil 

Die Systematik der Besteuerung 
von Auslandsverlusten 

Bei der steuerlichen Behandlung von Auslandsverlusten ist zunächst zu 
klären, welche persönlichen Voraussetzungen das Steuerrecht an die Erfas-
sung ausländischer Einkünfte stellt. 

Die im Vordergrund stehenden Fragen der sachlichen Steuerpflicht orien-
tieren sich an den sachlichen Voraussetzungen der Besteuerung nach 
§§ 2ff.  EStG, insbesondere § 2a EStG, dem Begriff  der Doppelbesteuerung 
und den uni- und bilateralen Vorschriften  zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung. 

A. Zur Entstehung der derzeitigen Rechtslage 

Die deutsche einkommensteuerrechtliche Behandlung von Auslandstätig-
keiten wird durch zwei verschiedene Regelungsbereiche berührt. Den natio-
nalen (unilateralen) Vorschriften  mit Auslandsbezug stehen bilaterale Ver-
einbarungen in Form von DBA gegenüber. 

Schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts erkannte man, daß durch eine 
zwei- oder mehrfache Besteuerung des gleichen Vorgangs der grenzüber-
schreitende wirtschaftliche Verkehr behindert wird. Es wurden daher zwi-
schen Staaten Abkommen geschlossen, nach denen Betriebsstätten nur in 
dem Staat besteuert werden sollten, aus dem die Erträge herrühren1. 

Wegen der grundlegenden weltwirtschaftlichen Änderungen in der Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg waren die bis dahin bekannten Modelle bilate-
raler Abkommen unbefriedigend. Sie wiesen „Ungereimtheiten und 
Lücken4'2 auf, ließen sie „zunehmend als überholungsbedürftig  erscheinen 
und schwächten ihren Einfluß auf die internationale Abkommenspraxis"3. 

1 Zur Entwicklung der DBA bis zum Ende des 2. Weltkrieges und der Schaffung 
der Freistellungsmethode als traditionelle Methode Kontinentaleuropas zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung vgl. Vogel, MünchSch 21, S. Iff. u. Vogel, DStZ 
1997, S. 278 f. 

2 Debatin in: Debatin/Wassermeyer, Systematik I Rdnr. 15. 
3 Ebd. 

2 Wilk 


